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Analysen und Berichte Rentenpolitik

Bernd Raffelhüschen, Stefan Seuffert

Von der Grundrente zum Lebenserwartungsfaktor 
In Zeiten der gesellschaftlichen Alterung befi ndet sich die Rentenpolitik im Zwiespalt 
zwischen politisch opportunen Leistungsausweitungen und fi skalischer Nachhaltigkeit. Die 
langfristigen fi skalischen Auswirkungen von leistungsausweitenden Maßnahmen und eine 
generationengerechte Ausgestaltung der Rentenversicherung lassen sich anhand der Methodik 
der Generationenbilanzierung quantifi zieren. Die langfristigen Kosten der „Rente mit 63“ 
und des Grundrentenkompromisses entsprechen einer Nachhaltigkeitslücke von zusammen 
knapp 10 % des Bruttoinlandprodukts. Es zeigt sich, dass der Grundrentenkompromiss die 
wichtigsten Fundamentalprinzipien der Sozialpolitik bricht. Im Sinne der intergenerativen 
Gleichbehandlung wäre der dynamische Lebenserwartungsfaktor zur automatischen 
Anpassung des Renteneintrittsalters an die Entwicklung der Lebenserwartung sinnvoll.
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Die Zukunft der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) 
hat die politische und öffentliche Debatte der vergange-
nen Jahre geprägt und dürfte auch in den kommenden 
Jahren für Diskussionsstoff sorgen. Denn der näher rü-
ckende Renteneintritt der Babyboomer erhöht nicht nur 
die Dringlichkeit rentenrechtlicher Konsolidierungsmaß-
nahmen, sondern auch die Popularität von Leistungsaus-
weitungen in der GRV.

Die Umlagefi nanzierung der GRV wird zukünftig durch den 
doppelten demografi schen Wandel unter massiven Druck 
geraten. Während aufgrund geringer Geburtenraten immer 
weniger junge potenzielle Beitragszahler nachrücken, be-
wirkt die steigende Lebenserwartung einen deutlichen An-
stieg der Personen im Ruhestand und damit einen Anstieg 
der Leistungsempfänger. In den kommenden zehn Jahren 
wird sich das Verhältnis zwischen Personen im Ruhestand 

und Erwerbspersonen durch den Renteneintritt der Baby-
boomer besonders stark verändern. Zu Beginn der 2000er 
Jahre stand angesichts dieser schon damals absehbaren 
Entwicklung die Konsolidierung der zukünftigen Finanzen 
der GRV im Fokus der Rentenpolitik. Spätestens mit den 
Regelungen bezüglich der abschlagsfreien „Rente mit 
63“ können die rentenpolitischen Maßnahmen in den ver-
gangenen Jahren zunehmend als Leistungsausweitungen 
bezeichnet werden. Diese Entwicklung setzt sich in Form 
des jüngst umgesetzten Grundrentenkompromisses fort. 
Aus der Perspektive der fi skalischen Nachhaltigkeit wäre 
jedoch eine Wende dieses Trends dringend angebracht. 
Anstelle immer neuer Leistungsausweitungen ist die Um-
setzung zielgenauer Konsolidierungsmaßnahmen erforder-
lich. So könnte z. B. der von der steigenden Lebenserwar-
tung ausgehende fi nanzielle Druck auf die GRV durch einen 
dynamischen Lebenserwartungsfaktor zur automatischen 
Anpassung des Renteneintrittsalters egalisiert werden.

Zur Analyse der langfristigen fi skalischen Auswirkungen 
der „Rente mit 63“ und des Grundrentenkompromisses 
steht mit der Generationenbilanzierung eine Methode 
bereit, die neben der vom Staat ausgegebenen expliziten 
Staatsverschuldung auch die implizite Staatsverschul-
dung in Form ungedeckter Leistungsversprechungen be-
rücksichtigt. Im Allgemeinen basiert die Generationenbi-
lanzierung auf einer Projektion der staatlichen Einnahmen 
und Ausgaben anhand der altersspezifi schen Verteilung 
von Leistungsbezügen und Abgabenleistungen in der Be-
völkerung. Der Barwert der staatlichen Gesamtverschul-
dung im Verhältnis zum aktuellen Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) wird im Rahmen der Generationenbilanzierung als 
Nachhaltigkeitslücke bezeichnet. Im Fall der isolierten 
GRV entspricht diese dem Rückstellungsbedarf, den ein 
bilanzierender Rentenversicherungsträger bilden müss-
te, um bei unverändertem Beitragssatz und Bundeszu-
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schuss das gegenwärtige Rentenniveau zu halten. An-
hand der Veränderung der Nachhaltigkeitslücke durch 
Politikmaßnahmen lässt sich deren langfristige fi skali-
sche Wirkung quantifi zieren (Raffelhüschen, 1999; Bonin, 
2001). Zur Projektion der Einnahmen und Ausgaben der 
GRV greift die vorliegende Arbeit auf das von Seuffert 
(2020) beschriebene Rentenprojektionsmodell zurück. 
Die Projektion der kohortenspezifi schen Rentenansprü-
che auf Entgeltpunktebene dieses Modells erlaubt die de-
taillierte Modellierung rentenrechtlicher Änderungen wie 
beispielsweise der Abschlagsregelungen im Rahmen der 
„Rente mit 63“. Die aktuelle Generationenbilanz weist im 
Referenzjahr 2018 eine Nachhaltigkeitslücke des Gesamt-
staates von 164,8 % des BIP aus. Davon sind 78,1 Pro-
zentpunkte der GRV zuzurechnen (Bahnsen et al., 2019).

Irrwege der Rentenpolitik

Das Rentenversicherungs-Altersgrenzenanpassungsge-
setz aus dem Jahr 2007 führte die Rente für besonders 
langjährig Versicherte ein, die Versicherte mit einer War-
tezeit von mindestens 45 Jahren von der Anhebung des 
Regelrenteneintrittsalters von 65 auf 67 Jahre ausnahm. 
Im Rahmen des Rentenversicherungs-Leistungsverbes-
serungsgesetzes von 2014 wurde die Altersgrenze für be-
sonders langjährig Versicherte von 65 Jahren auf 63 Jah-
re abgesenkt. Vor 1953 geborene besonders langjährig 
Versicherte konnten demzufolge bereits im Alter von 63 
Jahren eine abschlagsfreie Rente in Anspruch nehmen. 
Für die darauffolgenden Jahrgänge steigt diese Alters-
grenze ähnlich wie die Regelaltersgrenze schrittweise um 
zwei Jahre auf 65 Jahre an. Besonders langjährig Versi-
cherte können demzufolge dauerhaft etwa zwei Jahre 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze abschlagsfrei in die 
Rente eintreten. Diese Regelung wird gemeinhin als „Ren-
te mit 63“ bezeichnet. In ihrem Gesetzentwurf zum Ren-
tenversicherungs-Leistungsverbesserungsgesetz formu-
lierte die Bundesregierung, dass besonders langjährig 
Versicherte „ihren Beitrag zur Stabilisierung der GRV 
[bereits] geleistet“ (Deutscher Bundestag, 2014) hätten. 
In Anbetracht des (Teilhabe-)Äquivalenzprinzips und der 
Umlagefi nanzierung der GRV ist diese Argumentation nur 
schwer nachvollziehbar. Das Teilhabeäquivalenzprinzip 
der Rentenversicherung stellt über das Entgeltpunktesys-
tem sicher, dass Personen, die mehr zur Finanzierung der 
GRV beigetragen haben, auch höhere Rentenzahlungen 
erhalten. Der von den besonders langjährig Versicherten 
geleistete Beitrag zur Stabilisierung der Rentenversiche-
rung wird dementsprechend in Form höherer Rentenan-
sprüche berücksichtigt. Die Umlagefi nanzierung hat in 
Verbindung mit dem demografi schen Wandel darüber hi-
naus zur Folge, dass die Beitragssätze zukünftig steigen 
und die Beiträge dementsprechend eine größere relative 
Belastung des Arbeitseinkommens bedeuten werden.

Der Bezug einer Rente für besonders langjährig Versicher-
te ist dabei keinesfalls ein seltener Ausnahmefall. Seit der 
Einführung der „Rente mit 63“ lag der Anteil der Neurent-
ner, die eine Rente abschlagsfrei vor Erreichen der Re-
gelaltersgrenze in Anspruch nahmen, stets deutlich über 
25 %. Mehr als jeder vierte Neurentner ist also „Rentner 
mit 63“. Nicht zuletzt aufgrund ihrer langen Erwerbshistorie 
beziehen die „Rentner mit 63“ dabei vergleichsweise ho-
he Renten. Diese sind im Durchschnitt um mehr als 40 % 
höher als jene sonstiger 63- oder 64-jähriger Altersrentner 
(eigene Berechnungen; Deutsche Rentenversicherung, 
2020). Bei einem Renteneintritt zwei Jahre vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze wird der Rentenzahlbetrag im Nor-
malfall um 7,2 % reduziert. Das Entfallen der Abschläge 
für eine Gruppe von Rentnern, die sowohl hinsichtlich ihrer 
Zahl als auch bezüglich der Höhe ihrer Rentenansprüche 
bedeutsam ist, schlägt sich folgerichtig in hohen Kosten 
für die Rentenversicherung nieder. Würden die besonders 
langjährig Versicherten bei Renteneintritt vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze zukünftig wieder mit Abschlägen belegt, 
könnte dies die Nachhaltigkeitslücke der GRV ceteris pari-
bus um 5,5 Prozentpunkte bzw. 185,7 Mrd. Euro senken.1

Die Diskussion um die Grundrente hat den politischen 
Diskurs 2019 geprägt. Das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales (BMAS) veröffentlichte zunächst im 
Februar und im Mai 2019 ein „Eckpunktepapier“ bzw. ein 
„Faktenpapier“ (BMAS, 2019a; 2019b). Dort wurde eine 
Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung, die sogenannte 
„Respekt-Rente“, in groben Zügen vorgestellt. Der zuge-
hörige Referentenentwurf für ein Grundrentengesetz vom 
21. Mai 2019 scheiterte jedoch an der fehlenden Bedürf-
tigkeitsprüfung (Deutsche Bundesregierung, 2019). Am 
10. November 2019 veröffentlichte die Große Koalition 
schließlich einen Koalitionsbeschluss, der einen Kompro-
miss zwischen der „Respekt-Rente“ und der im Koaliti-
onsvertrag vereinbarten bedürftigkeitsgeprüften Grund-
rente beinhaltet (CDU/CSU, SPD, 2019). Am 19. Februar 
2020 beschloss das Bundeskabinett den zugehörigen 
Gesetzentwurf (Deutsche Bundesregierung, 2020), der 
schließlich am 2. Juli 2020 im Bundestag angenommen 
wurde. 

Der Grundrentenkompromiss sieht eine Bezuschussung 
der Renten von Rentnern mit mindestens 35 Beitragsjah-
ren und durchschnittlich zwischen 0,3 und 0,8 Entgelt-
punkten pro Beitragsjahr vor. Die entsprechenden Renten 
werden um den Faktor 1,875 – maximal aber auf durch-
schnittlich rund 0,8 Entgeltpunkte und beschränkt auf 35 

1 Der unterschiedliche Einfl uss auf die isolierte Nachhaltigkeitslücke 
der GRV im Vergleich zur Nachhaltigkeitslücke des Gesamtstaa-
tes beruht auf den fi nanziellen Verfl echtungen der GRV mit anderen 
staatlichen Systemen, etwa dem Steuersystem oder den Zahlungen 
der GRV an die gesetzliche Krankenversicherung.
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Beitragsjahre – angehoben. Anstelle einer Bedürftigkeits-
prüfung wurde eine Feststellung des Bedarfs anhand der 
Einkommensteuerdaten beschlossen. Die Grundrente 
soll ausschließlich Rentner mit Einkommen unterhalb von 
1.250 Euro im Falle von Alleinstehenden und 1.950 Euro 
bei Paaren im vollen Umfang begünstigen. Im Rahmen 
zweier Gleitzonen werden darüber hinaus auch Personen 
mit Einkommen oberhalb dieser Grenzen bzw. Personen 
mit Grundrentenzeiten von 33 bis unter 35 Jahren in ab-
geschwächter Form begünstigt. Auf Grundlage der An-
gaben des am 19. Februar 2020 beschlossenen Gesetz-
entwurfs und des Mikrodatensatzes zum Versicherten-
rentenbestand 2017 des Forschungsdatenzentrums der 
Rentenversicherung ergeben sich anfängliche jährliche 
Kosten des Grundrentenkompromisses von ca. 2,3 Mrd. 
Euro.2 Die Generationenbilanzierung zeigt in der langfris-
tigen Perspektive eine Erhöhung der Nachhaltigkeitslü-
cke der GRV um 4,4 Prozentpunkte bzw. 149,3 Mrd. Euro 
durch den Grundrentenkompromiss.

Grundrente und Fundamentalprinzipien der 
Rentenpolitik

Die deutsche Sozialpolitik ist mit dem Lebensleistungs-
prinzip der Rentenversicherung und dem Gleichbehand-
lungsprinzip sowie dem Subsidiaritätsprinzip der Grund-
sicherung von drei grundlegenden Prinzipien geprägt. Je 
nach Ausgestaltung bricht der Grundrentenkompromiss 
mit mindestens zwei dieser drei Fundamentalprinzipien 
der Sozialpolitik (Raffelhüschen, 2019).

Lebensleistungsprinzip

Das grundlegende Prinzip der deutschen Rentenversiche-
rung ist das Lebensleistungsprinzip, das über das Entgelt-
punktesystem der GRV in Form einer Teilhabeäquivalenz 
sichergestellt ist. Personen, die gemessen am Einkommen 
innerhalb eines Jahres mehr geleistet haben und dement-
sprechend auch stärker zur Finanzierung der GRV beige-
tragen haben, beziehen für dieses Jahr höhere Rentenein-
kommen als Personen, die geringere Leistungen erbracht 
haben. Darüber hinaus bedeutet die Teilhabeäquivalenz, 
dass Personen, die über einen längeren Zeitraum gear-
beitet und entsprechend über die Jahre hinweg einen grö-
ßeren Beitrag zur Finanzierung der GRV geleistet haben, 
höhere Rentenleistungen beziehen als Personen, die bei 

2 Die Wirkung der Gleitzonenregelungen auf die Anspruchsberechtig-
tenzahl wird anhand der Angaben des am 19. Februar 2020 beschlos-
senen Gesetzentwurfs vorgenommen, da die benötigte Mikrodaten-
grundlage mit detaillierten Informationen zu rentenrechtlichen Zeiten in 
Verbindung mit Individual- und Haushaltseinkommen nicht vorliegt. So 
weisen z. B. Pimpertz und Stockhausen (2019) darauf hin, dass auch 
der wichtigste deutsche Längsschnittdatensatz „das SOEP keine hin-
reichenden Angaben zur Erwerbsbiographie“ zur Untersuchung der 
Anspruchsberechtigtenzahlen einer potenziellen Grundrente liefert.

gleichem Einkommen über einen kürzeren Zeitraum gear-
beitet haben. Somit bekommt jeder Rentner in Abhängig-
keit von seinem Einkommen in der Erwerbsphase und den 
entsprechenden Beiträgen zur GRV eine die monetäre Le-
bensleistung refl ektierende Rente. Die Grundrente bricht 
– wie auch die „Rente mit 63“ – mit diesem Lebensleis-
tungsprinzip, obwohl gerade die Honorierung der Lebens-
leistung das politisch adressierte Ziel der sogenannten 
Grundrente ist. Im Rahmen der Grundrente bemisst sich 
die Lebensleistung zu einem Gutteil daran, ob eine Bei-
tragsdauer von 33 bzw. 35 Jahren erreicht wurde. Die Hö-
he der Beitragsleistungen in dieser Zeit und damit auch 
die Frage, ob die Beitragsjahre in Vollzeit oder Teilzeit ver-
bracht wurden, ist dabei von untergeordneter Bedeutung.

Das funktionierende Lebensleistungsprinzip der GRV und 
die damit einhergehende Replizierung der Einkommensver-
teilung der Erwerbsphase während des Rentenbezugs ist 
außerdem im Hinblick auf die intergenerative Gerechtigkeit 
bedeutsam. Rentner mit niedrigen Renteneinkommen waren 
zuvor Erwerbstätige mit geringen Erwerbseinkommen. Die 
Verteilung der Renten spiegelt die Verteilung der Einkom-
men und damit auch ungleich verteilte Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt in den vergangenen 40 bis 50 Jahren wider. 
Dadurch kommt die Grundrente insbesondere Frauen zu-
gute. Der nachträgliche Ausgleich ungleicher Arbeitsmarkt-
chancen und Erwerbseinkommen im Alter ist durchaus ein 
hehres Ziel. Wird dieser Ausgleich jedoch nicht innerhalb 
einer Generation vorgenommen, sondern der unbeteiligten 
jungen Generation auferlegt, so mag der intragenerativen 
Gleichbehandlung Genüge getan sein, im Gegenzug wird 
jedoch die intergenerative Gleichbehandlung aufgegeben.

Gleichbehandlungsprinzip

Neben dem Lebensleistungsprinzip der GRV wird durch 
die Grundrente auch das Gleichbehandlungsprinzip der 
Grundsicherung als zweites Fundamentalprinzip der So-
zialpolitik gebrochen.3 Dem Gleichbehandlungsprinzip in 
der Grundsicherung folgend, behandelt die staatlich fi nan-
zierte Sozialhilfe bisher alle Bedürftigen gleich – unabhän-
gig von Alter, Geschlecht oder regionaler Herkunft. Das 
erklärte Ziel der Grundrente ist jedoch die Aufwertung der 
Rentenansprüche bestimmter Rentner über das Grundsi-
cherungsniveau hinaus (Deutsche Bundesregierung, 2020, 
1-2). Anders formuliert ist das Ziel der Grundrente die 
Ungleichbehandlung von Personen, deren (Renten-)Ein-
kommen unterhalb des Grundsicherungsniveaus liegen.  
Langjährig in der GRV versicherte Bedürftige werden al-

3 Die Unterscheidung zwischen Grundsicherung im Alter und Sozial-
geld ist nicht Ausdruck einer bereits praktizierten altersspezifi schen 
Unterscheidung der Grundsicherungsniveaus, sondern hauptsäch-
lich durch Unterschiede in der Verbeitragung von Erwerbs- und 
Alters einkommen in der Sozialversicherung bedingt.
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so anders behandelt als andere Bedürftige. Das bedeutet 
sowohl eine Ungleichbehandlung hinsichtlich der Dauer 
der Beschäftigung als auch der Art der Beschäftigung. 
Bedürftige GRV-Versicherte mit mindestens 33 Beitrags-
jahren werden durch die Grundrente anders behandelt als 
solche mit einer geringeren Beitragsdauer und als solche 
die in sonstigen Versorgungswegen der ersten Schicht 
vorgesorgt haben, wie beispielsweise nicht versiche-
rungspfl ichtige Selbstständige. 

Der Bruch des Gleichbehandlungsprinzips manifestiert 
sich zudem in einer Regelung des Grundrentenkom-
promisses, die über die Einführung einer Grundrente im 
engeren Sinne hinausgeht. Durch die Einführung eines 
Freibetrags in der Grundsicherung für langjährig Versi-
cherte wird die Wirksamkeit der Grundrente für Rentner 
sichergestellt, deren Renten ansonsten deutlich unter 
dem Grundsicherungsbedarf liegen würde. Gerade für 
Rentner mit hohen Aufstockungsbeträgen im Rahmen der 
Grundrente könnte das verfügbare Einkommen sonst un-
verändert bleiben, da die Grundrente vollständig auf die 
Grundsicherung im Alter angerechnet würde. Dement-
sprechend sieht der Koalitionsbeschluss den Freibetrag 
für „Rentnerinnen und Rentner, die […] Grundsicherung 
im Alter beziehen“ (CDU/CSU, SPD, 2019, 1) vor. 

Die Regelungen des Grundrentengesetzes machen al-
lerdings deutlich, dass auch Rentner, die bisher keine 
Grundsicherungsansprüche hatten, durch den Freibe-
trag künftig Ansprüche im Rahmen der Grundsicherung 
im Alter hätten. Für Rentner mit mindestens 33 Jahren 
Grundrentenzeiten wird in Abhängigkeit ihres Renten-
einkommens der Grundsicherungsbedarf de facto an-
gehoben und so das Gleichbehandlungsprinzip der 
Grundsicherung endgültig gebrochen. Andererseits hätte 
ein Freibetrag, der sich ausschließlich auf bereits nach 
heutigen Regelungen bedürftige Rentner bezöge, eine 
absolute Schlechterstellung mancher Nicht-Grundsiche-
rungsempfänger zur Folge. Einschließlich der nicht auf die 
Grundsicherungsleistungen angerechneten Rentenleis-
tungen könnten die Bezüge von Grundsicherungsemp-
fängern dann die Bezüge von Rentnern kurz oberhalb der 
Bedürftigkeitsgrenze überschreiten und stünden somit im 
krassen Widerspruch zum Lebensleistungsprinzip. 

Paradoxerweise müssen nach den Regelungen des Grund-
rentenkompromisses manche Rentner, die keinen Grund-
rentenanspruch haben und bisher auch keinen Grundsi-
cherungsanspruch hatten, zukünftig Grundsicherungsleis-
tungen beantragen, um eine absolute Schlechterstellung 
gegenüber Grundrentnern zu vermeiden. An der durch den 
Freibetrag nach oben verschobenen Bedürftigkeitsgrenze 
für langjährige Versicherte dürften nun jedoch neue Be-
gehrlichkeiten geweckt sein. Denn zukünftig werden neue 

Grundsicherungsempfänger fi nanziell mit Rentnern gleich-
gestellt, die eine größere Lebensleistung in Form von Ent-
geltpunkten vorzuweisen haben. Die ursprünglich von der 
Grundrente adressierte stellenweise Kongruenz von An-
sprüchen langjährig versicherter Rentner mit den Bezügen 
aus der Grundsicherung im Alter ist entsprechend nicht 
ausgeräumt, sondern schlicht nach oben verschoben.

Subsidiaritätsprinzip

Die ursprünglich vorgeschlagene „Respekt-Rente“, die 
ohne jegliche Bedürftigkeitsprüfung eingeführt worden 
wäre, hätte neben dem Gleichbehandlungsprinzip auch 
das Subsidiaritätsprinzip der Grundsicherung gebrochen. 
Die Einkommensprüfung der beschlossenen Grundrente 
verhindert den Bruch der auf diesem Prinzip basieren-
den Verpfl ichtung zur Selbsthilfe zumindest teilweise. 
Angesichts der Verortung der Gleitzone außerhalb der 
eigentlichen Einkommensgrenzen ist jedoch von einer 
deutlichen Aufweichung des Subsidiaritätsprinzips in der 
Grundsicherung zu sprechen. Außerdem werden zukünf-
tig Vermögen nicht in die Einkommensüberprüfung einbe-
zogen, die ohnehin aufgrund der administrativen Umset-
zung noch Jahre nach Einführung der Grundrente mehr 
schlecht als recht funktionieren dürfte.

Vorschlag für eine zukunftsfeste gesetzliche 
Rentenversicherung

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts rührte die steigende Le-
benserwartung in erster Linie von einer sinkenden Kin-
dersterblichkeit her. In den vergangenen 60 Jahren ist die 
Lebenserwartung dagegen auf den Anstieg der ferneren 
Lebenserwartung in den hohen Altersjahren zurückzu-
führen. Die fernere Lebenserwartung der 65-Jährigen 
ist seit den 1960er Jahren kontinuierlich gestiegen und 
es ist davon auszugehen, dass sich dieser Trend fort-
setzen wird. Das Statistische Bundesamt stellt zwei ver-
schiedene Trendvarianten für die zukünftige Entwicklung 
der Lebenserwartung zur Verfügung, die in Abbildung 1 
dargestellt sind (Statistisches Bundesamt, 2017). Trend-
variante 1 geht bis in die 2040er Jahre von einem leicht 
nachlassenden Anstieg der ferneren Lebenserwartung 
der 65-Jährigen aus und unterstellt in der Folge, dass 
sie nicht weiter ansteigt. Die optimistischere Trendvari-
ante 2 bildet dagegen die Entwicklung eines nahezu un-
gebremsten Anstiegs der ferneren Lebenserwartung der 
65-Jährigen bis über das Jahr 2080 hinaus ab. Trendva-
riante 1 geht davon aus, dass die 65-Jährigen 2080 im 
Durchschnitt 88,4 Jahre alt werden. Träfe Trendvariante 2 
zu, würden sie sogar durchschnittlich 93,0 Jahre alt.

Der Anstieg der ferneren Lebenserwartung der 65-Jährigen 
war bis 2012 mit der Entwicklung der Lebenserwartung bei 
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Abbildung 1
Fernere Lebenserwartung mit 65

Quelle: eigene Berechnungen; Statistisches Bundesamt (2017), Kohor-
tensterbetafeln für Deutschland. Ergebnisse aus den Modellrechnungen 
für Sterbetafeln nach Geburtsjahrgang 2017.

(Regel-)Renteneintritt und dementsprechend mit der Ent-
wicklung der durchschnittlichen (Standard-)Rentenbezugs-
dauer gleichzusetzen. Die schritt weise Einführung der Rente 
mit 67 beendet, wie in Abbildung 2 dargestellt, die seit den 
1960er Jahren andauernde Zunahme der Rentenbezugs-
dauer. Zwischen 1962 und 2012 war diese um 6,7 Jahre 
gestiegen. Die Beitragsdauer des Standardrentners blieb 
dagegen konstant. Dementsprechend sank die Zahl der 
Beitragsjahre je Rentenjahr. Mussten Versicherte 1962 im 
Regelfall noch 3,3 Beitragsjahre je Rentenjahr leisten, waren 
es 2012 nur noch 2,2 Jahre und damit ein Drittel weniger.

Dynamischer Lebenserwartungsfaktor

Eine nachhaltige und damit intergenerativ gerechte Finan-
zierung der GRV setzt ein konstantes Verhältnis aus Bei-
tragsdauer und Rentenbezugszeit (RBZ) voraus. Denn das 
Gebot der intergenerativen Gerechtigkeit oder Fairness ist 
in seiner Substanz ein Gebot der Gleichbehandlung. Die 

durchschnittliche Rentenbezugszeit ist dabei die fernere 
Lebenserwartung im Renteneintrittsalter ƒLEWREAt ,t

. Der ide-
altypische Einzahlungszeitraum umfasst die Beitragsjahre 
(BJt  ) des Standardrentners, also die Altersjahre zwischen 
20 und dem Renteneintrittsalter (REA). Um die Relation aus 
Rentenbezugszeit und Einzahlungszeitraum konstant zu 
halten, müssen Veränderungen der ferneren Lebenserwar-
tung im Renteneintrittsalter (ΔƒLEWREAt ,t 

) von Jahrgang zu 
Jahrgang in eben diesem Verhältnis auf die Rentenbezugs-
dauer und die Beitragszahlungsdauer aufgeteilt werden. Die 
hierzu notwendige Erhöhung (ΔREAt ) des Renteneintrittsal-
ters berechnet sich anhand dieser Gleichung:

ΔREAt = BJt -1
.ΔƒLEWREAt-1,t

 = 

ƒLEWREAt-1,t  - 
ƒLEWREAt-1,t-1

 (1)
BJt-1 + RBZt-1 BJt-1 + RBZt-1

Der Term (ΔƒLEWREAt-1,t )/(BJt-1 + RBZt-1 ) stellt den eigent-
lichen dynamischen Lebenserwartungsfaktor dar. Dieser 
verändert sich von Jahr zu Jahr in Abhängigkeit von der Ent-
wicklung der ferneren Lebenserwartung, sodass das Ver-
hältnis aus Beitragsdauer und Rentenbezugszeit aus dem 
Vorjahr der Einführung des Lebenserwartungsfaktors kon-
stant gehalten wird. 

Eine triviale Anhebung des Renteneintrittsalters anhand ei-
nes einheitlichen Anteils des Anstiegs der ferneren Lebens-
erwartung im Renteneintrittsalter eines bestimmten Aus-
gangsjahres führt nicht zum gleichen Ergebnis, wie die An-
passung des Renteneintrittsalters anhand des dynamischen 
Lebenserwartungsfaktors. Denn durch die Anhebung des 
Renteneintrittsalters verändert sich auch die für die Renten-
bezugsdauer ausschlaggebende fernere Lebenserwartung 
bei Renteneintritt. Dabei ist zu beachten, dass die Verän-
derung der ferneren Lebenserwartung ΔƒLEWREAt-1,t sich 
bei beiden zu vergleichenden Jahrgängen, die in Periode t 
bzw. in Periode t-1 in Rente gehen, auf die fernere Lebens-
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Abbildung 2
Fernere Lebenserwartung bei Renteneintritt bei mittlerer Trendvariante und Beitragsjahre je Rentenjahr

Quelle: eigene Berechnungen; Statistisches Bundesamt (2017), Kohortensterbetafeln für Deutschland. Ergebnisse aus den Modellrechnungen für Sterbe-
tafeln nach Geburtsjahrgang 2017.
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erwartung im Renteneintrittsalter der Periode t-1 bezieht. 
Zur Sicherstellung von (RBZt-1 )/(BJt-1 )=(RBZt )/(BJt ) Ɐ t wäre 
genaugenommen für jede Periode eine iterative Anpassung 
des Regelrenteneintrittsalter notwendig. Dementsprechend 
kann auch die Umsetzung des dynamischen Lebenserwar-
tungsfaktors in Formel (1) keine mathematisch exakte Kons-
tanz des Verhältnisses aus Rentenbezugszeit und Beitrags-
zahlungsdauer gewährleisten. 

Da in der Praxis die kleinste sinnvolle Einheit zur Anpas-
sung des Regelrenteneintrittsalters jedoch ganze Monate 
sind und die Ergebnisse der Anpassung dementsprechend 
ohnehin stark gerundet werden, genügt Formel (1) den 
praktischen Ansprüchen einer gesetzlichen Regelung voll-
kommen. Im Rahmen dieser Arbeit wird unterstellt, dass 
Rundungen nicht zu Ungunsten der Rentner ausfallen sol-
len. Daher wird stets auf ganze Monate abgerundet. Die mo-
natsweise Anhebung des Regelrenteneintrittsalters hat zur 
Folge, dass die fernere Lebenserwartung für monatsgenaue 
Lebensalter benötigt wird. Daher werden die jahrgangsspe-
zifi schen Werte der ferneren Lebenserwartung zwischen 
den vollen Altersjahren durch Interpolation bestimmt.

Die schrittweise Einführung der Rente mit 67 entspricht 
in ihrer Gesamtwirkung von 2012 bis 2031 in etwa der 
Einführung des Lebenserwartungsfaktors im Jahr 2012. 
Allerdings wurde der Anstieg aus politischen Gründen 
nicht gleichmäßig über die Jahre verteilt, sodass die re-
lative Beitragsdauer in der zweiten Hälfte des Zeitraums 
trotz einer voraussichtlich steigenden Lebenserwartung 
merklich ansteigt (vgl. Abbildung 3). Die in der ersten Hälf-
te des Anpassungszeitraums in die Rente eingetretenen 
Jahrgänge werden folglich bessergestellt als die nachfol-
genden Jahrgänge. Auch eine solche übergangsbedingte 
Ungleichbehandlung würde durch die endogene Anpas-
sung des Renteneintrittsalters mittels Lebenserwartungs-
faktor zukünftig vermieden (vgl. Abbildung 3).

Abbildung 4 zeigt die Entwicklungen des Renteneintritts-
alters, die sich auf Grundlage der vom Statistischen Bun-
desamt in zwei Trendvarianten bereitgestellten ferneren 
Lebenserwartung bei Einführung des Lebenserwartungs-
faktors nach Vollendung der Anhebung des Rentenein-
trittsalters auf 67 Jahre im Jahr 2031 ergeben würden. 
Trendvariante 1 hätte ab 2053 ein gleichbleibendes Ren-
teneintrittsalter von 67 Jahren und zehn Monaten zur Fol-
ge. Mit der deutlich optimistischeren Trendvariante 2 wür-
de im Jahr 2076 das vieldiskutierte Renteneintrittsalter 
von 70 Jahren erreicht. 

In der im Rahmen dieser Studie für die Kostenschätzung 
unterstellten mittleren Trendvariante liegt das Rentenein-
trittsalter zu diesem Zeitpunkt jedoch erst bei 68 Jahren 
und elf Monaten. Wer aktuell berufstätig ist, muss auch 
bei Einführung des Lebenserwartungsfaktors nicht damit 
rechnen, erst mit 70 Jahren in Rente gehen zu können. 
Selbst für einen heute 13-Jährigen ist die „Rente mit 70“ 
nicht viel mehr als ein Mythos, der nur im schlechtestmög-
lichen Szenario Realität würde. Dabei ist die negative Be-
wertung eines hohen Renteneintrittsalters auf Grundlage 
des Lebenserwartungsfaktors ohnehin zu hinterfragen. 
Denn der Renteneintritt mit 70 ginge mit der realistischen 
Erwartung einher, fast 93 Jahre alt zu werden – zumindest 
im geschlechterübergreifenden Durchschnitt. Der Le-
benserwartungsfaktor hat zur Folge, dass jede Anhebung 
des eigenen Renteneintrittsalters um einen Monat etwa 
anderthalb Monate mehr Lebenszeit bedeutet.

Zur Modellierung der Auswirkung einer Einführung des 
dynamischen Lebenserwartungsfaktors auf die Einnah-
men und Ausgaben der GRV werden auf Basis der vom 
Statistischen Bundesamt zur Verfügung gestellten em-
pirischen Erwerbsquoten laut Mikrozensus die zukünfti-
gen Erwerbsquoten projiziert (Statistisches Bundesamt, 
2019). Dem Vorgehen von Ehing und Moog (2013) folgend 

Quelle: eigene Berechnungen; Statistisches Bundesamt (2017), Kohor-
tensterbetafeln für Deutschland. Ergebnisse aus den Modellrechnungen 
für Sterbetafeln nach Geburtsjahrgang 2017.

Abbildung 4
Renteneintrittsalter mit Lebenserwartungsfaktor

Quelle: eigene Berechnungen; Statistisches Bundesamt (2017), Kohor-
tensterbetafeln für Deutschland. Ergebnisse aus den Modellrechnungen 
für Sterbetafeln nach Geburtsjahrgang 2017.

Abbildung 3
Beitragsjahre/Rentenjahr mit Lebenserwartungsfaktor
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ihrer Ausgaben- und Einnahmensituation. Angesichts der 
Nachhaltigkeitslücke in der GRV von insgesamt 78,1 % 
des BIP, ist eine genaue Prüfung von Kosten, Wirkungs-
weise und Zielgenauigkeit leistungsausweitender Maß-
nahmen von besonderer Bedeutung. Die im Rahmen 
dieser Arbeit untersuchten Leistungsausweitungen sind 
beispielhaft für teure und in ihrer Wirkung fragwürdige 
Maßnahmen der Rentenpolitik. Die „Rente mit 63“ stellt 
eine Subventionierung des vorzeitigen Renteneintritts gut 
versorgter Rentner dar, die die Nachhaltigkeitslücke um 
5,5 Prozentpunkte erhöht. Der Grundrentenkompromiss 
ist mit einer Erhöhung der Nachhaltigkeitslücke um 4,4 
Prozentpunkte ähnlich teuer und bricht darüber hinaus 
mit den Fundamentalprinzipien der Sozialpolitik.

Schlussendlich obliegt die Entscheidung zwischen Konso-
lidierung und Ausweitung der Rentenleistungen der Politik. 
Die rentenpolitischen Instrumente zur Verteilung der Lasten 
der gesellschaftlichen Alterung stehen mit dem dynami-
schen Lebenserwartungsfaktor und dem Gewichtungsfak-
tor α bereit. Der Lebenserwartungsfaktor bietet die Mög-
lichkeit, die Traglast der Kosten der steigenden Lebenser-
wartung gerade jenen Kohorten zuzuschreiben, die in ihren 
Genuss kommen. Die verbleibende demografi sch bedingte 
Nachhaltigkeitslücke kann durch den Parameter α zwi-
schen den Generationen aufgeteilt werden. Für α = 0 trügen 
allein die zukünftigen Beitrags- und Steuerzahler die Las-
ten des demografi schen Wandels und das Rentenniveau 
bliebe konstant. Im Gegensatz zu diesem Leistungsprimat 
steht das Beitragsprimat, das mit einem Gewichtungsfaktor 
von α = 1 die Beiträge konstant hielte und das Rentenniveau 
absenken würde. Aus dem Blickwinkel der intergenerativen 
Fairness ist die Frage, welche der Haltelinien man einhalten 
will, leicht entschieden. Nicht die zukünftigen Beitragszah-
ler sind dafür verantwortlich, dass sie so wenige sind, die 
ihre vielen Eltern zu versorgen haben, sondern es sind die 
Babyboomer selbst, die durch ihre niedrige Fertilität das 
Problem verursacht haben, das sie selbst für ihre Kinder 
darstellen. Nur das Beitragsprimat könnte man als wirklich 
verursachergerecht bezeichnen – im Leistungsprimat hät-
ten zukünftige Generationen mit dem Generationenvertrag 
ein erhebliches Akzeptanzproblem.
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werden die Erwerbsquoten der Anhebung des Regelren-
teneintrittsalters entsprechend erhöht. Die Erwerbsquo-
ten der rentennahen Jahrgänge werden dabei so ange-
hoben, dass das effektive Renteneintrittsalter annah-
megemäß ansteigt. Durch die geringeren Rentnerzahlen 
und die erhöhte Zahl an Beitragszahlern in den Jahren ab 
2031 könnte die Einführung des dynamischen Lebens-
erwartungsfaktors die Nachhaltigkeitslücke der GRV um 
37,9 Prozentpunkte – also von 78,1 % auf 40,2 % des BIP 
senken. Das entspräche einer Reduktion der impliziten 
Staatsverschuldung um rund 1.282 Mrd. Euro.

Verbleibende Nachhaltigkeitslücke

Die gesellschaftliche Alterung in Deutschland liegt in einer 
zunehmenden Lebenserwartung und einer Fertilität be-
gründet, die mit etwa 1,5 Kindern je Frau seit Jahrzenten 
deutlich unterhalb des bestandserhaltenden Niveaus von 
etwa 2,1 Kindern je Frau liegt. Mithilfe des Lebenserwar-
tungsfaktors könnten die Auswirkungen einer weiter stei-
genden Lebenserwartung auf die implizite Verschuldung 
der GRV neutralisiert werden. Die geringe Fertilität würde 
jedoch weiterhin zu einem strukturellen Finanzierungs-
problem führen – insbesondere infolge des anstehenden 
Renteneintritts der geburtenstarken Jahrgänge der 1960er 
Jahre. Die Formel zur Rentenwertanpassung gemäß § 68 
Abs. 5 SGB VI enthält durch den Nachhaltigkeitsfaktor mit 
dem Gewichtungsfaktor (α) ein Instrument zur Aufteilung 
der durch den doppelten demografi schen Wandel entste-
henden Lasten zwischen der aktuellen Rentnerpopulation 
und der aktuellen Beitrags- und Steuerzahlerpopulation. 
Bei Einführung des Lebenserwartungsfaktors würde nach 
aktueller Rechtslage die verbleibende Auswirkung der ge-
ringen Fertilität auf die GRV zu einem Viertel von der Rent-
nergeneration getragen (α = 0).4

Anders als zu Beginn der 2000er Jahre stand in der jün-
geren Vergangenheit nicht mehr die nachhaltige Finanzie-
rung der GRV und dementsprechend die Lastenverteilung 
des demografi schen Wandels zwischen Rentnern und 
Beitragszahlern im Fokus. Aus politökonomischer Per-
spektive ist diese Entwicklung wenig verwunderlich. Die 
geburten- und wählerreichen Jahrgänge der Babyboomer 
waren um die Jahrtausendwende herum weit vom Ren-
teneintritt entfernt. Die Konsolidierungsmaßnahmen in 
der GRV betrafen sie damals nur insofern, als kurzfristige 
extreme Anstiege der Beitragssätze vermieden wurden. 
Knapp 20 Jahre später stehen die Babyboomer vor dem 
Renteneintritt und die GRV vor massiven Veränderungen 

4 Darüber hinaus gibt der Parameter auch Aufschluss darüber, inwie-
weit Mehrausgaben durch Maßnahmen wie der Grundrente, die in-
tragenerative Ungleichheiten aus der Erwerbsphase im Alter ausglei-
chen sollen, intragenerativ getragen werden.
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